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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Im Berichtsjahr gaben die Bildungsdirektoren der Romandie und des Tessins (BE, FR,
GE, JU, NE, TI, VD, VS) ein Konzept zur Harmonisierung der Lernziele (plan d’études-
cadres romand d’harmonisation des objectifs d’apprentissage, PECARO) in die
Vernehmlassung. PECARO definiert nicht nur die Lernschwerpunkte für die drei
Altersstufen (1.-2., 3.-6. und 7.-9. Schuljahr), sondern legt auch fest, wie viel Zeit die
Lehrkräfte für die Vermittlung des entsprechenden Lernstoffes aufzuwenden haben.
Einige Waadtländer Parlamentarier und Elternvereinigungen drohten mit dem
Referendum, weil sie befürchteten, die Kontrolle über die obligatorische Schule zu
verlieren. 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.09.2004
MAGDALENA BERNATH

2004 hatten die Bildungsdirektoren der Romandie und des Tessins (BE, FR, GE, JU, NE,
TI, VD, VS) ein Konzept zur Harmonisierung der Lernziele (PECARO) in die
Vernehmlassung gegeben. PECARO definiert nicht nur die Lernschwerpunkte für die
drei Altersstufen (1.-2., 3.-6. und 7.-9. Schuljahr), sondern legt auch fest, wie viel Zeit
die Lehrkräfte für die Vermittlung des entsprechenden Lernstoffes aufzuwenden
haben. In der Konsultation stiess das Konzept auf ein positives Echo, sowohl bei den
Lehrkräften als auch bei den Eltern. PECARO soll in einer interkantonalen Vereinbarung
verankert werden, die ab 2007 den kantonalen Parlamenten zur Genehmigung
unterbreitet wird. 2

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 16.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Die Leistungen der Neuntklässler in Mathematik, Lesen, Naturwissenschaften und
Problemlösen, die 2003 parallel zum internationalen PISA-Test auch in zwölf Kantonen
(AG, BE, FR, GE, JU, NE, SG, TG, TI, VD, VS, ZH) und in Liechtenstein erhoben wurden,
förderten zwar statistisch signifikante Leistungsunterschiede zutage. Gemäss BFS
liessen sich aber keine Rückschlüsse auf die Leistungsfähigkeit kantonaler Schulmodelle
oder den pädagogisch optimalen Zeitpunkt zur Einschulung ableiten, da der Test viele
zentrale inner- und ausserschulische Parameter nicht berücksichtigt hatte. Generell
bestätigte er, was schon PISA International zutage gefördert hatte: Die soziale und
kulturelle Herkunft der Schülerinnen und Schüler hat einen grossen Einfluss auf die
Leistung – Jugendliche aus bildungsfernen Schichten erzielten in allen Kantonen
tendenziell schlechtere Resultate, wobei die Westschweizer Kantone bei der Förderung
von ausländischen Schülern und Jugendlichen markant besser abschnitten als jene der
Deutschschweiz; dies sei kein Zufall, da sich die Romandie generell stärker um die
Integration von ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern bemühe. Bestätigt
wurden auch die fachspezifischen Resultate des internationalen Vergleichs und die
Leistungsunterschiede zwischen den Geschlechtern: Während sich die Ergebnisse in
Mathematik und beim Problemlösen fast überall auf hohem Niveau bewegten und auch
bei den Naturwissenschaften beachtlich ausfielen, war die Lesekompetenz mangelhaft.
In Mathematik und in den Naturwissenschaften schnitten die Buben überall deutlich
besser ab ausser in Liechtenstein, im Lesen hingegen die Mädchen. Insgesamt über dem
Durchschnitt aller vier getesteten Bereiche lagen Freiburg, St. Gallen, Thurgau, Wallis
und Aargau, im Mittelfeld Jura, Zürich und Liechtenstein, darunter Bern, Neuenburg,
Waadt, Tessin und Genf. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.05.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Berichtsjahr wurde in den Kantonen das Beitrittsverfahren zum Konkordat für die
Harmonisierung der obligatorischen Schule (HarmoS) fortgesetzt. Die Parlamente von
Genf, Freiburg, Tessin, Uri und Zug stimmten dem Beitritt zu. 4

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 14.05.2009
ANDREA MOSIMANN
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Im Juni trat Basel-Stadt als zehnter Kanton der Interkantonalen Vereinbarung über die
Zusammenarbeit im Bereich der Sonderpädagogik bei. Damit tritt das Konkordat für
alle Kantone, die es bereits gutgeheissen haben (OW, SH, VS, GE, LU, VD, FR, TI, AR, BS),
anfangs 2011 in Kraft. Im Rahmen des neuen Finanzausgleichs haben die Kantone die
gesamte rechtliche, finanzielle und fachliche Verantwortung für die Schulung von
Kindern und Jugendlichen mit besonderem Bildungsbedarf übernommen. Mit dem
Beitritt zum Sonderpädagogik-Konkordat verpflichten sie sich dazu, das in der
Interkantonalen Vereinbarung beschriebene Grundangebot, welches die Bildung und
Betreuung von Kindern und Jugendlichen mit besonderem Bildungsbedarf garantiert,
zur Verfügung zu stellen und gemeinsame Instrumente anzuwenden. Das Konkordat hält
die Kantone dazu an, die Integration von behinderten Kindern und Jugendlichen in die
Regelschule zu fördern. 5

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 24.06.2010
ANDREA MOSIMANN

Im Jahr 2017 kam das Frühfranzösisch in einigen Deutschschweizer Kantonen unter
Druck. Anfangs Mai hiess das Kantonsparlament des Kantons Thurgau mit 64 zu 53
Stimmen ein Gesetz gut, mit dem der Französischunterricht aus der Primarschule
gestrichen werden und stattdessen in die Sekundarstufe verschoben werden sollte.
Zwar erfolgte der Entscheid in erster Lesung, das heisst, er musste vom Grossen Rat
noch in zweiter Lesung und in der Schlussabstimmung bestätigt werden. Die Medien
gingen davon aus, dass im Falle der definitiven Annahme des Gesetzes durch das
Parlament das Behördenreferendum – dafür müssen 30 der 130 Thurgauer
Parlamentsmitglieder unterzeichnen – ergriffen würde, am Ende also das Stimmvolk das
letzte Wort haben würde. Unabhängig dessen gingen die Wogen hoch. Der Genfer
Regierungsrat Antonio Hodgers (GE, gp) ergriff Mitte Mai in der Weltwoche das Wort. Als
„Angriff auf die Schweiz“ – so der Titel des Essays – verstand Hodgers die jüngste
politische Entwicklung im Kanton Thurgau. Der interkantonale Zusammenhalt beruhe
seiner Meinung nach auf drei Säulen. Die erste seien die politischen Institutionen, die
zweite der Finanzausgleich, die dritte nannte Hodgers „aktive Mehrsprachigkeit“.
Letzteres bedeute, dass jeder sich bemühe, den anderen zu verstehen. Der Kanton
Thurgau säble gerade an dieser Säule und so könne sich der Kanton Genf in Zukunft
vielleicht fragen, wieso man noch in einen Finanzausgleich zahlen solle. Er kritisierte,
dass das Französische in der Ratsdebatte als „Fremdsprache“ bezeichnet wurde, wo es
doch in der Bundesverfassung als „Landessprache“ qualifiziert sei. Und er erhob den
Mahnfinger: „Wenn uns der Wille abhandenkommt, einander zu verstehen, werden wir
keine Nation mehr sein“, so Hodgers Fazit.

Bevor jedoch das Thurgauer Gesetz gegen das Frühfranzösisch in die zweite Runde
ging, war der bildungspolitische Fokus auf den Kanton Zürich gerichtet. Dort stimmten
die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger am 21. Mai 2017 über die kantonale
Volksinitiative „Mehr Qualität – eine Fremdsprache an der Primarschule“ ab. Die
Annahme der Initiative hätte zur Folge gehabt, dass in der Primarschule nur eine
Fremdsprache gelehrt und gelernt und eine zweite Fremdsprache erst auf
Sekundarstufe eingeführt würde. Dabei wurde es dem Zürcher Regierungsrat
überlassen, ob die erste Fremdsprache Französisch oder Englisch sein würde. Das
Initiativkomitee stellte sich auf den Standpunkt, dass viele Primarschüler überfordert
seien mit zwei Fremdsprachen in der Primarschule, denn vielen würden bereits
Grundlagenkenntnisse der deutschen Sprache fehlen. Der Regierungsrat sowie eine
Mehrheit des Zürcher Kantonsrates teilten diesen Standpunkt nicht und sprachen sich
gegen die Initiative aus. Eine grosse Mehrheit der Primarschüler würde den Unterricht
von zwei Fremdsprachen gut meistern, zudem seien Fremdsprachenkenntnisse eine
Schlüsselkompetenz in einer vernetzten Welt und gerade in der mehrsprachigen
Schweiz sei die bisherige Handhabung „ein Bekenntnis zum hohen Wert der
Vielsprachigkeit unseres Landes“, hielt der Regierungsrat in der Abstimmungszeitung
fest. Nicht zuletzt würde der Kanton bei Annahme der Initiative gegen das 2008 von den
Zürcher Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern angenommene HarmoS-Konkordat
verstossen und müsste folglich aus diesem austreten. Das HarmoS-Konkordat
verpflichtet die beigetretenen Kantonen unter anderem dazu, eine erste Fremdsprache
spätestens ab der dritten Klasse der Primarschule und eine zweite Fremdsprache
spätestens ab der fünften Klasse der Primarschule zu unterrichten. Die Zürcher
Stimmbevölkerung sprach sich am 21. Mai 2017 mit  60.8 Prozent Nein-Stimmen klar
gegen die Initiative aus. 

Am 14. Juni 2017 bekam Frauenfeld die nationale Aufmerksamkeit zurück, denn es kam
zur zweiten Lesung und zur Schlussabstimmung des Gesetzes. Zur grossen
Überraschung lehnte der Grosse Rat des Kantons Thurgau das Gesetz hauchdünn, mit
62 zu 60 Stimmen, ab. Die Medien machten nicht etwa allfällige Drohgebärden von

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.04.2017
SAMUEL BERNET
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Bundesrat Berset für den Sinneswandel der kantonalen Legislative verantwortlich, eher
habe die Abstimmung im Kanton Zürich Signalwirkung gehabt. Der grösste Anteil an der
Kehrtwende des Grossen Rats wurde aber der Thurgauer Regierungsrätin Monika Knill
(TG, svp) zugeschrieben. Die NZZ titelte „Mutter Courage sichert Sprachenfrieden“ und
meinte damit Knill; La Liberté widmete Knill ein Portrait mit der Überschrift „Une
marathonienne pour le français“. Knill sei deswegen mutig, weil sich die
Erziehungsdirektorin im Thurgauer Parlament und in persönlichen Gesprächen
vehement für den Erhalt des Französischunterrichts in der Primarschule eingesetzt
hatte und damit gegen ihre eigene Partei angetreten war, die grossmehrheitlich für eine
Verschiebung des Französischunterrichts in die Sekundarstufe gewesen war. Als
Marathonläuferin wurde sie bezeichnet, weil sie im Rat unermüdlich mit zahlreichen
Vorschlägen versucht hatte, ihren Widersachern, die mit der niedrigen Qualität des
Französischunterrichts und der Überforderung der Schüler argumentiert hatten,
entgegenzukommen, ohne dass dadurch der Französischunterricht aus der
Primarschule gekippt werden musste. So stellte sie den Grossrätinnen und Grossräten
in Aussicht, dass sich überforderte Schüler erleichtert vom Französischunterricht
dispensieren können sollten, dass der Unterricht vermehrt in Halbklassen stattfinden
sollte und dass die Qualität des Französischunterrichts nach zwei Jahren evaluiert
werden sollte, um danach allfällige neue Massnahmen prüfen zu können. 

Im September 2017 mussten schliesslich die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger des
Kantons Luzern über die Volksinitiative „Eine Fremdsprache auf der Primarstufe“
abstimmen; über die gleiche Thematik also, wie die Zürcher Stimmberechtigten einige
Monate zuvor. Der Regierungsrat sowie eine Mehrheit des Kantonsparlaments sprachen
sich gegen die Initiative aus. Zwar hatte die Stimmbevölkerung des Kantons Luzern 2008
den Beitritt zum HarmoS-Konkordat abgelehnt, wodurch eine Annahme der Initiative
keine interkantonalen Verträge verletzen würde, wie dies in Zürich der Fall gewesen
wäre. Der Regierungsrat war aber der Meinung, dass Luzern bei einer Annahme zu einer
„Sprachinsel“ verkommen würde. Dies würde Luzerner Familien einen
Wohnortswechsel in einen anderen Kanton erschweren, da Luzerner Primarschüler im
interkantonalen Vergleich einen Rückstand in der Sprachkompetenz aufweisen würden.
Gemäss Ausführungen der Luzerner Regierung im Bericht an die Stimmberechtigten
würde dieser Rückstand die englische Sprache betreffen, denn „aus  Gründen  des
nationalen  Zusammenhalts“ sei es notwendig, dass bei einer Annahme der Initiative
weiterhin Französisch an der Primarschule unterrichtet werden würde. Die Luzerner
Stimmbevölkerung lehnte die Volksinitiative am 24. September 2017 mit 57.6 Prozent
Nein-Stimmen ab. 6
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